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Fördermodalitäten der  
Partnerschaft für Demokratie im Landkreis Kassel  

(im Rahmen des Bundesförderprogramms „Demokratie leben!“) 

 

Demokratie lebt vom Mitmachen 

Auch im Landkreis Kassel wird Demokratie jeden Tag aufs Neue mit Leben gefüllt. Von 
Menschen, die sich engagieren, Haltung zeigen, Ideen entwickeln und das 
Zusammenleben vor Ort aktiv mitgestalten. 

Die Partnerschaft für Demokratie im Landkreis Kassel bringt diese Menschen 
zusammen und unterstützt ihr Engagement. Gemeinsam setzen wir uns für ein 
vielfältiges, respektvolles und demokratisches Miteinander ein. 

Dabei kommen unterschiedliche Perspektiven und Erfahrungen zusammen: Menschen 
aus Vereinen und Verbänden, Initiativen und Kirchen, aus Politik und Verwaltung sowie 
alle, die sich in ihrem Umfeld engagieren möchten. 

Die Partnerschaft für Demokratie ist Teil des Bundesprogramms „Demokratie leben!“. 
Mit dem Programm fördert das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend seit 2015 zivilgesellschaftliches Engagement und unterstützt Städte, Gemeinden 
und Landkreise dabei, Demokratie und Vielfalt vor Ort zu stärken. 

Denn Demokratie passiert nicht irgendwo. Sie beginnt hier vor Ort – dort, wo 
Menschen zusammenkommen, sich einbringen und gemeinsam etwas bewegen. 

 

1. Was kann gefördert werden? 

Die Möglichkeiten sind vielfältig: Gefördert werden können beispielsweise 
Generationen- und Zukunftswerkstätten, Jugendforen, Dialogveranstaltungen, 
Medienprojekte und Podcasts, politisch oder historisch aufklärende Ausstellungen, 
Theaterprojekte, Planspiele, Erzählcafés oder Beteiligungsaktionen im öffentlichen 
Raum. 
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Auch Freizeiten mit thematischem Bezug, Konzerte, Workshops für Multiplikator*innen 
sowie generationenübergreifende Projekte zu Demokratie und Medien können gefördert 
werden. 

Entscheidend ist dabei nicht das Format, sondern die aktive Beteiligung der Zielgruppen 
und ein klarer Bezug zu den Zielen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“: 

• Demokratie fördern 
• Vielfalt gestalten 
• Extremismus vorbeugen 

Grundsätzlich können alle Projekte, Aktivitäten und Maßnahmen gefördert werden, die 
zur Erreichung dieser Ziele beitragen und dem Förderschwerpunkt entsprechen. Eine 
Teil- oder Vollfinanzierung ist möglich. 

Kleinstprojekte mit einem Förderanteil von unter 1.000 Euro können fortlaufend 
beantragt und bewilligt werden. Projekte mit einer Förderung von über 1.000 Euro 
werden dem zuständigen Entscheidungsgremium zur Beratung und Bewilligung 
vorgelegt. Hierfür gelten feste Antragsfristen. 

Fördermittel können insbesondere eingesetzt werden für: 

• Honorare, 

• Reisekosten, 

• Verbrauchsmaterial, 

• Unterbringung und Verpflegung, 

• Miet- und Nutzungskosten, 

• projektbezogene Fort- und Weiterbildungen sowie 

• Druck- und Werbekosten, sofern diese für das Projekt inhaltlich erforderlich sind. 

Investitionen, also Anschaffungen über 800 Euro netto, können nur nach vorheriger 
Absprache gefördert werden. 

Bei einer Teilfinanzierung kann der verbleibende Finanzierungsbedarf durch Eigenmittel 
oder sonstige Einnahmen und Erlöse aus dem Projekt gedeckt werden. 

Werden Maßnahmen oder Projekte bereits durch den Landkreis, Kommunen im 
Landkreis, das Land oder den Bund im Rahmen einer Regelförderung bezuschusst, 
muss der besondere Bezug zur Programmatik der Partnerschaft für Demokratie 
dargestellt und der zusätzliche Finanzierungsbedarf begründet werden. 
Doppelfinanzierungen sind ausgeschlossen. 

 

2. Wer kann einen Antrag stellen? 
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Anträge können gestellt werden von: 

• Jugendlichen, Jugendgruppen und Jugendverbänden, 

• gemeinnützigen Vereinen und anerkannten Verbänden, 

• Fördervereinen von Schulen, 

• anerkannten oder vergleichbaren freien Trägern der Jugendhilfe sowie 

• kommunalen und kirchlichen Einrichtungen. 

Die Koordinierungs- und Fachstelle berät alle Antragstellenden und unterstützt gerne bei 
der Antragstellung. 

 

3. Ablauf der Antragstellung und Projektabrechnung 

Projektanträge werden mit einem schriftlichen Konzept über das aktuelle 
Antragsformular einschließlich Kosten- und Finanzierungsplan elektronisch bei der 
lokalen Koordinierungs- und Fachstelle eingereicht. 

Voraussetzung für die Vorlage beim Entscheidungsgremium sind: 

• ein Vorabgespräch mit der Koordinierungs- und Fachstelle, 

• ein vollständig ausgefüllter Antrag und 

• die Förderfähigkeit der beantragten Ausgaben. 

Der vollständige Antrag muss spätestens 14 Tage vor der jeweiligen Sitzung vorliegen. 
Projektträger können ihr Vorhaben gerne in einer kurzen Präsentation dem 
Entscheidungsgremium vorstellen. Auskunft über die Sitzungstermine erteilt die 
Koordinierungs- und Fachstelle. 

Das zuständige Entscheidungsgremium tagt mindestens dreimal pro Förderperiode und 
entscheidet über die Förderung. Im Falle einer Bewilligung erhalten die Antragstellenden 
einen Zuwendungsbescheid. 

Förderfähig sind ausschließlich Kosten, die innerhalb des im Projektantrag angegebenen 
und im Zuwendungsbescheid festgelegten Bewilligungszeitraums entstehen und dem 
bewilligten Kosten- und Finanzierungsplan entsprechen. Kosten, die vor Beginn des 
Bewilligungszeitraums entstanden sind, können nicht berücksichtigt werden. 

Nach Abschluss des Projekts sind ein Sachbericht und ein Verwendungsnachweis nach 
den jeweils geltenden Vorlagen der Koordinierungs- und Fachstelle einzureichen. Dem 
Verwendungsnachweis in Form einer Belegübersicht sind digitale Kopien der Belege 
beizufügen. Vorhandene Presseberichterstattung soll ebenfalls in Kopie eingereicht 
werden. 
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Bei Fragen oder Unterstützungsbedarf steht die Koordinierungs- und Fachstelle gerne 
zur Verfügung. 

 

4. Anspruch auf Förderung 

Über die Bewilligung eines Antrags entscheidet das zuständige Entscheidungsgremium 
auf Grundlage der Förderrichtlinien, der Programmatik und der Ziele der Partnerschaft 
für Demokratie nach pflichtgemäßem Ermessen. Ein Rechtsanspruch auf Förderung 
besteht nicht. 

 

5. Datenschutz 

Bei der Umsetzung geförderter Projekte sind die geltenden datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen zu beachten. Dazu gehören insbesondere die Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG). 

 

Kontakt 

Johannes Ickler 

Koordinations- und Fachstelle der Partnerschaft für Demokratie im Landkreis Kassel 

Referent für Jugendbeteiligung 

Tel.: 0 56 92 / 99 777 - 16 

E-Mail: j.ickler@region-kassel-land.de 

 

Region Kassel-Land e.V. 

Partnerschaft für Demokratie 

Kurfürstenstraße 19 

34466 Wolfhagen 


